Fall 15: Der ausgetrickste Blitzer

(OLG München, NJW 2006, 2132; BayObLG, NStZ 1999, 575)
A überklebe die Hinterseite seines Innenspiegels sowie an den Sonnenblenden eine so genannte Antiblitzfolie. So konnte er weiterhin durch die Stadt rasen. Auf der Stadtautobahn wurde er geblitzt, weil er den Sicherheitsabstand zum vorfahrenden Fahrzeug nicht einhielt. Aufgrund der angebrachten Folie wurde das Blitzlicht zur Verkehrsüberwachungskamera zurückgeworfen, so dass auf dem Beweisfoto im Bereich des Fahrzeugführers überbelichtet war und A darauf nicht als Fahrer zu erkennen war.

Als der nächste TÜV-Termin heranrückte, entfernte A die Folie und führte sein Fahrzeug den beim TÜV angestellten Kraftfahrzeugsachverständigen S zur Hauptuntersuchung vor. Zu seiner Überraschung beurteilte S das Fahrzeug in dem von ihm ausgefüllten formularmäßigen Untersuchungsbericht als „mangelfrei“. Tatsächlich hatte S durchaus erkannt, dass das Fahrzeug aufgrund erheblicher Mängel an Bremsen, Lenkung und Federung verkehrsuntauglich war. Da ihm der A sympathisch war und er ihn mit dem Sohn eines früheren Klassenkameraden verwechselt hatte, erteilte er gleichwohl die Prüfplakette und veranlasste, dass im Kraftfahrzeugschein des A für die nächste Hauptuntersuchung ein Termin in zwei Jahren eingetragen wurde.

Strafbarkeit von A und S? Etwa erforderliche Strafanträge sind gestellt.

Lösungsskizze:

Erster Handlungsabschnitt: Die Blitzfolie

Strafbarkeit von A

I. Durch das Aufbringen der Antiblitzfolie und das Verhindern eines Fotos, auf dem er als Fahrer zu erkennen ist, kann sich A nach § 268 I Nr. 1, III StGB (Fälschung technischer Aufzeichnungen) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) Das Beweisfoto gibt die festgestellte Geschwindigkeit, Uhrzeit und den Tatort sowie optisch das Fahrzeug mit Fahrer als selbständige Bewirkung aufgrund einer Messung auf dem Film verkörpert wieder, stellt also eine technische Aufzeichnung iSd § 268 II StGB dar.
b) Für das Herstellen einer unechten technischen Aufzeichnung müsste A aber – wie bei § 267 StGB – den Eindruck erweckt haben, die Aufzeichnung stamme von einem bestimmten Gerät, obwohl sie tatsächlich nicht von diesem stammte (vgl. Sch/Schr/Cramer/Heine, 27. Aufl. 2006, § 268 Rn. 38/39). Da das überbelichtete Foto tatsächlich von der Überwachungskamera stammte, scheidet § 268 I Nr. 1 StGB aus.
Nach § 268 III StGB wird dem Herstellen einer unechten technischen Aufzeichnung aber die Beeinflussung des Ergebnisses durch störende Einwirkung auf den Aufzeichnungsvorgang gleichgestellt. Aufgrund der gesetzlichen Gleichstellung mit der Herstellung einer „unechten“ technischen Aufzeichnung schützt auch § 268 III StGB nur das Vertrauen auf einen „von menschlicher Einwirkung unberührten, in Übereinstimmung mit der Programmierung ablaufenden Herstellungsvorgang“ (BGHSt. 28, 300 (303 f.)), also die ordnungsgemäße Funktion und Automatik des Geräts. Ob dies bei einer Antiblitzfolie beeinträchtigt wird, ist streitig:
aa) Nach einer Ansicht (AG Tiergarten, NStZ 2000, 9 ff. mit krit. Anm. Geppert, JK 00, StGB § 268/5) sei der konkrete Vorgang einschließlich des Abbildes des Fahrers bereits vom technischen Gerät für zumindest eine Zehntelsekunde erfasst und ihre Darstellung auf dem Film dann aber durch den Blitz aufgrund der Folie verhindert worden, so dass eine störende Einwirkung auf den Aufzeichnungsvorgang zu bejahen sei.
bb) Nach der überzeugenderen Gegenansicht (OLG München, NJW 2006, 2132 (2133), LG Flensburg, NJW 2000, 1664 mit Anm. Geppert, DAR 2000, 106 ff. sowie Sch/Schr/Cramer/Heine, 27. Aufl. 2006, § 268 Rn. 52)  hat die Kamera genau jenen tatsächlichen Sachverhalt (einschließlich Lichtverhältnisse) abgebildet, der zu sehen war und somit selbst ordnungsgemäß gearbeitet; die „täuschende Beschickung“ ändert an der ordnungsgemäßen Funktion der Blitzanlage nichts. Hierzu das OLG München, NJW 2006, 2132 (2133): „Da die Einwirkung eine unrichtige Aufzeichnung verursachten muss, ist die völlige Verhinderung der Aufzeichnung durch Manipulationen am Objekt, die es für das Gerät unerkennbar machen, nicht tatbestandsmäßig. Dies ist vorliegend der Fall, weil das Anbringen der Reflektoren durch [A] dazu geführt hat, dass die Entstehung einer Aufzeichnung – die Aufnahme des Fahrers – überhaupt verhindert worden ist.“
Hiernach ist § 268 III StGB ebenfalls zu verneinen (aA selbstverständlich bei entsprechender Begründung vertretbar).


2. Ergebnis: A hat sich damit nicht nach § 268 I Nr. 1, III StGB strafbar gemacht.
II. Eine Strafbarkeit nach § 274 I Nr. 1 StGB (Urkundenunterdrückung) scheitert zumindest daran, dass selbst bei einer erfolgten Abbildung auch des Fahrers für eine denklogische Zehntelsekunde diese nicht die für eine technische Aufzeichnung erforderliche Dauerhaftigkeit der Verkörperung besitzt (vgl. hierzu Lackner/Kühl, 26. Aufl. 2007, § 268 Rn. 3).
III. Mangels hinreichend fixierter Daten scheidet auch eine Strafbarkeit nach § 303 a I StGB (Datenveränderung) aus.
IV. Durch die Verwendung der Blitzfolie und die hiermit verbundene Verhinderung der Abbildung des Fahrers durch die Kamera kann sich A aber nach § 303 I StGB (Sachbeschädigung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) Die Überwachungskamera war eine für A fremde Sache.

b) Diese müsste er zumindest beschädigt haben. Unter einem „Beschädigen“ ist jede nicht ganz unerhebliche Verletzung der Sachsubstanz oder der bestimmungsgemäßen Brauchbarkeit einer Sache zu verstehen.
aa) Die Sachsubstanz des Aufzeichnungsgeräts hat A nicht beeinträchtigt.

bb) Die Beeinträchtigung der Sache in ihrer Brauchbarkeit zum bestimmungsgemäßen Zweck genügt (damit eine Gleichstellung mit der Verletzung der Sachsubstanz gerechtfertigt ist!) nur, wenn diese nachhaltig (vgl. BGHSt. 44, 34 (38)) und durch eine unmittelbar körperliche Einwirkung (sei es chemisch, physikalisch oder mechanisch) erfolgt (vgl. nur RGSt. 74, 14). Nur so wird die teilweise befürchtete Ausdehnung des § 303 StGB über den eigentlichen Schutz des Eigentums hinaus durch die Erfassung auch einer Beeinträchtigung der Sache in ihrer bestimmungsgemäßen Brauchbarkeit (so befürchtet von Arzt/Weber, BT (2000), § 12 Rn. 24 ff.) verhindert.

(1) Trotz dieser restriktiven Kriterien bejaht das OLG München (NJW 2006, 2132 (2133)) eine Beeinträchtigung der bestimmungsgemäßen Brauchbarkeit. Dass dieser Eingriff eine nur ganz kurze Zeitspanne über andauerte sei unerheblich, „weil es dem [A] gerade darauf ankam, das Aufnahmegerät in der vorgesehenen Funktion im entscheidenden und allein maßgeblichen Moment unbrauchbar zu machen. Auch wenn das Gerät anschließend wieder – was zu unterstellen ist - voll funktionsfähig war, war die zeitweilige Funktionsfähigkeit durchaus erheblich und nachhaltig: Ein brauchbares Lichtbild vom Fahrer des Pkw des [A] kam nicht zu Stande. Anders als beispielsweise bei einer Maskierung eines Fahrers ist durch die vom Blitzlich ausgelöste Reflektion auch auf das Gerät und dessen Aufzeichnungsfunktion eingewirkt und dieses in seiner Funktionsfähigkeit jedenfalls nicht unerheblich beeinträchtigt worden“.   
(2) Dies erscheint indes äußerst fraglich, insoweit § 303 StGB aus Gründen der Sozialadäquanz eine normative Einschränkung dahingehend erfährt, dass minimale Beeinträchtigungen wie Brauchbarkeitsminderungen von kurzer Zeit nicht erfasst werden (BGHSt. 13, 207, Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 303 Rn. 13 sowie Sch/Schr/Stree, 27. Aufl. 2006, § 303 Rn. 8 b). Die Störung der Aufzeichnungsanlage dauerte nur eine Zehntelsekunde, so dass eine derartige Störung nicht tatbestandsmäßig sein kann, möchte man nicht (in unzulässiger Weise) wirklich mit § 303 StGB einen über den bloßen Eigentumsschutz hinausgehenden Schutz des Eigentümers in der Verwendbarkeit seiner Sache gewähren.
Mit dieser Ansicht fehlt es demnach an der erforderlichen Tathandlung (aA mit der Begründung des OLG München natürlich vertretbar).


2. Ergebnis: A hat sich folglich auch nicht nach § 303 I StGB strafbar gemacht.

V. Zwischenergebnis: A bleibt straflos.

Zweiter Handlungsabschnitt: Die TÜV-Kontrolle
Strafbarkeit des S

Indem S das Fahrzeug des A trotz der festgestellten erheblichen Mängel an Bremsen, Lenkung und Federung im Untersuchungsbericht als „mangelfrei“ bezeichnete und ihm eine Prüfplakette ausstellte, kann er sich nach § 348 I StGB (Falschbeurkundung im Amt) strafbar gemacht haben.


1. Objektiver Tatbestand

a) S ist als mit der Überwachung der Verkehrssicherheit bei zulassungspflichtigen Fahrzeugen (vgl. § 29 IX StVZO) Beliehener Amtsträger iSd § 11 I Nr. 2 c StGB (BGH, NJW 2002, 1508 (1510)). 

b) S nahm die falsche Tatsache „unfallfrei“ 

c) im Rahmen seiner Überwachungstätigkeit über die Verkehrssicherheit und damit „innerhalb seiner Zuständigkeit“ auf.

d) Fraglich ist einzig, ob dies in einer öffentlichen Urkunde erfolgte. Öffentliche Urkunden sind Urkunden iSd § 267 StGB, die von einer öffentlichen Behörde oder einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person innerhalb ihrer Zuständigkeit in der vorgeschriebenen Form aufgenommen sind (vgl. § 415 ZPO) (Sch/Schr/Cramer/Heine, 27. Aufl. 2006, § 271 Rn. 4). Aus den genannten Merkmalen ergibt sich zudem, dass die Urkunde für den Verkehr nach außen bestimmt sein und dem Zweck dienen muss, volle Beweiswirkung für und gegen jedermann zu erbringen (sog. erhöhte Beweiswirkung) (grundlegend BGHSt. (GS) 22, 201 (203); vgl. auch OLG Rostock, NStZ-RR 2004, 172 (173)).
aa) Der formularmäßige Untersuchungsbericht sollte nicht nach außen Rechtswirkungen entfalten, sondern diente nur intern als Grundlage für die Entscheidung über die Erteilung der Prüfplakette, die erst eine Außenwirkung aufweist (BayObLG, NStZ 1999, 575).
bb) Die Prüfplakette entfaltet zwar Außenwirkung, sieht man hierin jedoch
(1) nur die Erklärung, wann die nächste Hauptuntersuchung stattzufinden hat (hierzu BGHSt. 26, 9 (11)), so traf die Erklärung vom reinen Termin her zu und genügt daher für eine Strafbarkeit nach § 348 I StGB nicht (so BayObLG, NStZ 1999, 575).

(2) Für eine weitergehende Erklärung spricht jedoch § 29 III 2 StVZO. Ist mit der Plakette hiernach die Erklärung verbunden, das Fahrzeug sei „ordnungsgemäß“, so ist dies auch nicht etwa ein bloßes Werturteil des Prüfers (so aber BayObLG, NStZ 1999, 575), sondern angesichts des objektiven Maßstabs in der Anlage VIII eine Tatsache, die bei einer Erteilung der Plakette trotz Mängeln falsch beurkundet wird (ebenso Puppe, NStZ 1999, 576 f.).
Hiernach stellt die Prüfplakette (in Verbindung mit dem Kfz-Kennzeichen und dem Fahrzeug) eine (zusammengesetzte) öffentliche Urkunde dar (aA vertrebar).


2. Subjektiver Tatbestand: S handelte vorsätzlich.


3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


4. Ergebnis: S hat sich nach § 348 I StGB strafbar gemacht.
Fall 15: Der ausgetrickste Blitzer

(OLG München, NJW 2006, 2132; BayObLG, NStZ 1999, 575)

Erster Handlungsabschnitt: Die Blitzfolie

Strafbarkeit von A

I. § 268 I Nr. 1, III StGB (Fälschung technischer Aufzeichnungen) 


1. Objektiver Tatbestand



a) technische Aufzeichnung (§ 268 II StGB): Beweisfoto (+)


b) Herstellen einer unechten technischen Aufzeichnung:

aa) Foto stammt von Überwachungskamera → § 268 I Nr. 1 (-)

bb) (P) § 268 III StGB: Beeinflussung des Ergebnisses durch störende Einwirkung auf den Aufzeichnungsvorgang

1. M. (AG Tiergarten, NStZ 2000, 9 ff.): Technische Gerät erfasste Verkehrsvorgang für eine Zehntelsekunde, Blitz verhinderte die Darstellung auf dem Film, so dass störende Einwirkung auf Aufzeichnungsvorgang (+)


2. M. (OLG München, NJW 2006, 2132): Kamera hat den Sachverhalt einschließlich Lichtverhältnisse durch Blitz so dargestellt, wie er vorlag und hat damit ordnungsgemäß gearbeitet, lediglich „täuschende Beschickung“ → § 268 III (-)

2. Ergebnis: A hat sich damit nicht nach § 268 I Nr. 1, III StGB strafbar gemacht.

II. § 274 I Nr. 1 StGB (-), da Vorgang noch nicht auf Film verkörpert vor Blitz 
III. § 303 a I StGB (Datenveränderung) (-), keine hinreichende Fixierung
IV. § 303 I StGB 

1. Objektiver Tatbestand



a) fremde Sache: Überwachungskamera (+)



b) beschädigen




aa) Sachsubstanz (-)




bb) (P) Brauchbarkeit zum bestimmungsgemäßen Zweck





OLG München (+)


dag.: müsste nachhaltig und durch unmittelbar körperliche Einwirkung erfolgen (damit Gleichstellung mit Beeinträchtigung der Sachsubstanz!), hier aber nur kurze Zeit (nicht nachhaltig)! → (-)

2. Ergebnis: A hat sich folglich auch nicht nach § 303 I StGB strafbar gemacht.

V. Zwischenergebnis: A bleibt straflos.

Zweiter Handlungsabschnitt: Die TÜV-Kontrolle

Strafbarkeit des S

§ 348 I StGB (Falschbeurkundung im Amt) durch Untersuchungsbericht „mangelfrei“

1. Objektiver Tatbestand



a) Amtsträger: TÜV als Beliehener nach § 11 I Nr. 2 c StGB (+)



b) falsche Tatsache aufgenommen: „unfallfrei“ (+)



c) „innerhalb seiner Zuständigkeit“ (+)


d) in einer öffentlichen Urkunde (vgl. § 415 ZPO)

aa) formularmäßiger Untersuchungsbericht (-), diente nur intern als Grundlage der Entscheidung

bb) Prüfplakette

(1) hinsichtlich Termin nächste Hauptuntersuchung (+)

(2) Fahrzeug „ordnungsgemäß“ (§ 29 III 2 StVZO) (+)

→ zusammengesetzte öffentliche Urkunde (+)

2. Subjektiver Tatbestand: Vorsatz (+)

3. Rechtswidrigkeit und Schuld (+)

4. Ergebnis: S hat sich nach § 348 I StGB strafbar gemacht.

